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Bekanntmachung 
des Landratsamtes Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 

über die Genehmigung der Neufassung der Verbandssatzung 
des Wasserzweckverbandes „Bastei“ ab 01.01.2026

Vom 9. Dezember 2025

Das Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
hat als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde für den Trink-
wasserzweckverband „Bastei“ mit Bescheid vom 1.  De-
zember 2025 auf der Grundlage des §  61 Absatz  1 des 
Sächsischen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.  April 2019 
(SächsGVBl. S. 270), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134) geändert worden ist, 
die nachfolgende Genehmigung erteilt:

„Die in der Sitzung der Verbandsversammlung des 
Trinkwasserzweckverbandes „Bastei“ am 18.  November 
2025 beschlossene Neufassung der Verbandssatzung ab 
dem 01.01.2026 wird rechtsaufsichtlich genehmigt.“

Die Neufassung der Verbandssatzung tritt am 
01.01.2026 in Kraft.

Pirna, den 09.12.2025

Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
M. Geisler 

Landrat

Verbandssatzung 
des Wasserzweckverbandes „Bastei“ (WZV „Bastei“)

Auf der Grundlage von §§ 61 Abs. 1 in Verbindung mit 
26 Abs. 1 und Abs. 3 des Sächsischen Gesetzes über kom-
munale Zusammenarbeit in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. April 2019 (SächsGVBl. S. 270), das durch 
Artikel  3 des Gesetzes vom 9.  Februar 2022 (SächsGVBl. 
S. 134) geändert worden ist, hat die Verbandsversammlung 
des Trinkwasserzweckverbandes „Bastei“ am 18.11.2025 
folgende Neufassung der Verbandssatzung beschlossen:

I. 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Verbandsmitglieder, Name und Sitz des Verbandes

(1) Der Zweckverband führt den Namen Wasserzweck-
verband „Bastei“. Er hat seinen Sitz in 01847 Lohmen und ist 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.

Verbandsmitglieder sind: 
–	 die Gemeinde Lohmen
–	 die Stadt Stadt Wehlen

(2) Die Aufnahme weiterer Mitglieder bedarf des Be-
schlusses der Verbandsversammlung.

§ 2 
Räumlicher Wirkungskreis

Der räumliche Wirkungskreis des Zweckverbandes um-
fasst das Gebiet der Gemeinde Lohmen und der Stadt Stadt 
Wehlen außer deren Ortsteil Pötzscha.

§ 3 
Aufgaben des Verbandes

(1) Dem Zweckverband obliegen die gesetzlichen 
Pflichtaufgaben der öffentlichen Wasserversorgung nach 
den §§  42 und 43 des Sächsischen Wassergesetzes 
(SächsWG) im Verbandsgebiet und der öffentlichen Abwas-
serbeseitigung nach §  50 Abs.  1 SächsWG im Gebiet der 
Gemeinde Lohmen. Er nimmt in diesem Zusammenhang 
alle Rechte und Pflichten der Verbandsmitglieder ohne Ein-
schränkung war. Der Zweckverband kann sich zur Erfüllung 
seiner Aufgaben Dritter bedienen.

(2) Der Zweckverband plant, errichtet, betreibt, unterhält 
und erweitert alle für die Erfüllung der Aufgaben nach Ab-
satz 1 erforderlichen Anlagen nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik, umweltrechtlichen und sonstigen 
gesetzlichen Bestimmungen, den behördlichen Auflagen 
und Anordnungen sowie nach den Bestimmungen des Kom-
munalrechts. Gleiches gilt für die Beseitigung von Anlagen 
im Falle ihrer Stilllegung. Diese Verbandssatzung und die 
auf ihrer Grundlage erlassenen Fachsatzungen vermitteln 
keinen Anspruch auf die Herstellung, die Änderung oder die 
Beseitigung öffentlicher Anlagen zur Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung. 

(3) Die Verbandsmitglieder übertragen unter Beachtung 
des Absatzes 1 dem Zweckverband das Eigentum der in ihrer 
Rechtsträgerschaft stehenden und bereits fertiggestellten 
Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen, 
sofern diese Anlagen zur Erfüllung der gesetzlichen Pflicht-
aufgaben der Wasserversorgung bzw. Abwasserbeseitigung 
erforderlich sind. 
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(4) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgaben ohne Ge-
winnerzielungsabsicht. Er dient ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts.

(5) Der Verband hat das Recht und die Pflicht, in Erfül-
lung seiner Aufgaben anstelle der Verbandsmitglieder Sat-
zungen für den Anschluss- und Benutzungszwang sowie für 
die Erhebung von Beiträgen und Gebühren zu erlassen.

(6) Der Verband kann Nichtmitgliedern Verträge zur 
Wasserlieferung anbieten.

(7) Die Mitgliedsgemeinden unterstützen den Verband 
bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Insbesondere gestatten 
sie ihm die kostenlose Inanspruchnahme öffentlicher Wege 
und Flächen im Eigentum der Gemeinde zur Verlegung von 
Versorgungsleitungen sowie die Errichtung und den Betrieb 
von für die Wasserversorgung bzw. die Abwasserentsor-
gung notwendigen öffentlichen Anlagen.

(8) Zur Erfüllung der Aufgaben kann der Zweckverband 
geeignete Angestellte und Arbeiter einstellen oder sich Drit-
ter bedienen.

II. 
Verfassung, Vertretung und Verwaltung des Verbandes

§ 4 
Verfassung und Organe

(1) Auf die Verfassung und Verwaltung des Verbandes 
finden die gesetzlichen Bestimmungen des SächsKomZG 
Anwendung.

(2) Organe des Verbandes sind:
1.	 die Verbandsversammlung
2.	 der Verbandsvorsitzende.

§ 5  
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Bürger-
meistern und den aus der Mitte des jeweiligen Stadt- bzw. 
Gemeinderates gewählten weiteren Vertretern der Mitglieds-
gemeinden.

(2) Stellvertreter der Mitglieder der Verbandsversamm-
lung sind die durch das Hauptorgan aus dessen Mitte ge-
wählten Stellvertreter.

(3) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung en-
det mit Beendigung des kommunalen Wahlamtes bzw. Wah-
lehrenamtes.

(4) Die Stadt Stadt Wehlen entsendet 1 weiteren Ver-
treter, die Gemeinde Lohmen 2 weitere Vertreter. Die Stadt 
Stadt Wehlen hat 2 Stimmen, die Gemeinde Lohmen 3 Stim-
men.

§ 6  
Einberufung und Geschäftsgang 

der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens 
einmal einzuberufen. Sie muss außerdem unverzüglich ein-
berufen werden, wenn ein Mitglied dies unter Angabe des 
Beratungsgegenstandes, der zum Aufgabenbereich der Ver-
bandsversammlung gehören muss, beantragt.

(2) Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsver-
sammlung schriftlich mit mindestens einwöchiger Ladungs-
frist unter Angabe der Tagesordnung, Ort und Zeit ein. In 
Eilfällen kann die Verbandsversammlung ohne Frist, formlos 
und unter Angabe der Verhandlungsgegenstände einberu-
fen werden.

(3) Der Verbandvorsitzende leitet die Verbandsver-
sammlung und übt die Ordnungsgewalt und das Hausrecht 
aus.

(4) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öf-
fentlich, sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen Einzelner eine nichtöffentliche Sitzung erfordern.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzun-
gen sind rechtzeitig gemäß § 19 Abs. 3 ortsüblich bekannt 
zu machen. Dies gilt nicht bei der Einberufung der Verbands-
versammlung in Eilfällen.

(6) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der 
Verbandsversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Der 
Schriftführer wird vom Verbandsvorsitzenden bestimmt. Die 
Niederschrift ist vom Schriftführer, vom Verbandsvorsitzen-
den und zwei Mitgliedern der Verbandsversammlung, die an 
der Sitzung teilgenommen haben, zu unterzeichnen. Sie ist 
der Verbandsversammlung spätestens in der nächsten Sit-
zung schriftlich zur Kenntnis zu geben.

(7)	 Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter An-
gabe von Tag und Ort der Sitzung, der Anzahl der anwe-
senden Vertreter der Verbandsmitglieder, der behandelten 
Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse (Stimmver-
hältnis) festzuhalten und vom Verbandsvorsitzenden zu un-
terzeichnen.

§ 7  
Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung kann nur in einer ord-
nungsgemäß einberufenen und geleiteten Sitzung beraten 
und beschließen.

(2) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 
mindestens 3/5 der Stimmen, mindestens jedoch ein Vertre-
ter jeder Mitgliedsgemeinde anwesend und stimmberechtigt 
sind.

(3) Beschlüsse werden grundsätzlich mit einfacher 
Mehrheit gefasst, wobei mehrere Stimmen eines Verbands-
mitgliedes nur einheitlich abgegeben werden können.

(4) Die Verbandsversammlung stimmt in der Regel offen 
ab. Sie kann aus wichtigem Grund eine geheime Abstim-
mung beschließen. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt.

(5) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenom-
men. Es kann offen gewählt werden, wenn kein Verbandsrat 
widerspricht. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der an-
wesenden Stimmen erhalten hat. Wird eine solche Mehrheit 
bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den beiden Be-
werbern mit den meisten Stimmen eine Stichwahl statt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das durch den Verbandsvor-
sitzenden zu ziehende Los. Steht nur ein Bewerber zur Wahl, 
findet im Falle des Satzes 4 ein zweiter Wahlgang statt, bei 
dem die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen aus-
reicht.
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(6) Unter Beachtung des § 39 Abs. 1 S. 4 SächsGemO 
kann eine Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren 
durchgeführt werden.

§ 8  
Zuständigkeit und Beschlussfassung 

der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung entscheidet über alle An-
gelegenheiten des Verbandes, soweit nicht der Verbands-
vorsitzende zuständig ist.

(2) Nicht übertragbar ist die Zuständigkeit der Verbands-
versammlung für die Beschlussfassung über 
1.	 den Erlass und die Änderung von Satzungen und der 

Geschäftsordnung,
2.	 die Auflösung des Verbandes, die Aufnahme weiterer 

Verbandsmitglieder, das Ausscheiden oder den Aus-
schluss von Verbandsmitgliedern,

3.	 die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seines Stell-
vertreters,

4.	 den Abschluss von Wasserbezugsverträgen und Ko-
operationsverträgen mit Dritten sowie den Erwerb und 
die Veräußerung von Beteiligungen an Abwasserentsor-
gungs- oder Wasserversorgungsunternehmen oder von 
Anlagen solcher Unternehmen,

5.	 die Gewährung von Krediten und Übernahme von Bürg-
schaften,

6.	 die Aufstellung und Änderung der Haushaltssatzung 
und des Wirtschaftsplanes,

7.	 die Feststellung des Jahresabschlusses,
8.	 die Verwendung des Jahresgewinns oder die Behand-

lung des Jahresverlustes,
9.	 die Entlastung des Verbandsvorsitzenden und des Ge-

schäftsführers,
10.	 die Wahl und die Bestellung eines Geschäftsführers und
11.	 Angelegenheiten, die der Verbandsvorsitzende zur Be-

schlussfassung vorlegt.

§ 9  
Verbandsvorsitzender

(1) Verbandsvorsitzender und dessen Stellvertreter sind 
Bürgermeister einer Verbandsgemeinde.

(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter wer-
den von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte für die 
Dauer ihres kommunalen Wahlamtes gewählt.

(3) Scheidet ein Gewählter aus der Verbandsversamm-
lung aus, so endet auch sein Amt als Vorsitzender oder Stell-
vertreter des Zweckverbandes. In diesem Fall findet eine 
Ersatzwahl für den Rest der Wahlzeit statt.

(4) Nach Ablauf der Wahlperiode üben der Verbandsvor-
sitzende und sein Stellvertreter ihr Amt bis zum Amtsantritt 
des neu gewählten Verbandsvorsitzenden, einschließlich 
seines Stellvertreters, aus.

§ 10  
Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden

(1) Der Verbandsvorsitzende ist Vorsitzender der Ver-
bandsversammlung. Er bereitet die Sitzungen vor und voll-
zieht die Beschlüsse. Er vertritt den Verband nach außen.

(2) Der Verbandsvorsitzende ist Dienstvorgesetzter und 
oberste Dienstbehörde der beim Zweckverband beschäftig-
ten Bediensteten.

(3) Der Verbandsvorsitzende ist im Einzelnen zuständig 
für:
1.	 den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art im Rah-

men des Wirtschaftsplanes bis zu einem Betrag von 
30.000 €,

2.	 überplan- und außerplanmäßige Auszahlungen bis zu 
einem Betrag von 10.000 €,

3.	 den Verzicht auf Ansprüche und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche bis zu 3.000 €,

4.	 die Führung eines Rechtsstreites mit einem Streitwert 
bis 5.000 € sowie den Abschluss von Vergleichen, so-
fern das Zugeständnis des Zweckverbandes im Einzel-
fall nicht mehr als 3.000 € beträgt,

5.	 die Stundung von Forderungen im Einzelfall bis zu 
3.000 €,

6.	 die Umschuldung von Krediten,
7.	 die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis zu 

3.000 € im Einzelfall,
8.	 den Erwerb, den Tausch, die Veräußerung und dingliche 

Belastung von Grundeigentum oder grundstücksglei-
chen Rechten mit einem Wert bis zu 3.000 €,

9.	 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder be-
weglichem Vermögen bis zu einem jährlichem Miet- und 
Pachtwert von 10.000 € im Einzelfall,

10.	 die Bestellung von Sicherheiten, die Übernahme von 
Bürgschaften und von Verpflichtungen aus Gewähr-
verträgen und den Abschluss der ihnen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäfte bis 3.000 €,

11.	 die Anstellung und Entlassung sowie sonstige personal-
rechtliche Entscheidungen zu Arbeitern und Angestell-
ten bis zur Lohngruppe 6 nach TVöD sowie Aushilfsan-
gestellten, Auszubildenden und Praktikanten,

12.	 die Gewährung von unverzinslichen Lohn- und Gehalts-
vorschüssen für einen Zeitraum bis zu 6 Monaten.

Die vorgenannten Wertgrenzen beziehen sich jeweils auf 
den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die Zerlegung 
eines solchen Vorganges in mehrere Teile zur Begründung 
einer anderen Zuständigkeit ist nicht zulässig. Bei voraus-
sehbar wiederkehrenden Leistungen bezieht sich die Wert-
grenze auf den Jahresbetrag.

(4) In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung 
auch nicht bis zu einer ohne Frist und formlos einberufenen 
Sitzung der Verbandsversammlung aufgeschoben werden 
kann, entscheidet der Verbandsvorsitzende anstelle der Ver-
bandsversammlung. Die Gründe für die Eilentscheidung und 
die Art der Erledigung sind den Verbandsmitgliedern unver-
züglich mitzuteilen.

(5) Der Verbandsvorsitzende unterrichtet die Verbands-
versammlung über alle wichtigen, den Zweckverband betref-
fenden Angelegenheiten.

(6) Der Verbandsvorsitzende leitet den Zweckverband. 
Er vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und 
erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufen-
den Verwaltung sowie die ihm durch Gesetz, diese Satzung 
oder durch Beschluss der Verbandsversammlung übertrage-
nen Aufgaben.

(7) Er ist insbesondere zuständig für den Erlass von 
Verwaltungsakten und die Kontrolle der ordnungsgemäßen 
Durchführung der öffentlichen Wasserversorgung und der 
öffentlichen Abwasserentsorgung durch den Verband.
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§ 11  
Rechtsstellung der Mitglieder der Verbandsorgane

Die Mitglieder der Verbandsorgane sind ehrenamtlich 
tätig. Über Entschädigungen und Aufwandsentschädigun-
gen bestimmt eine Satzung entsprechend § 21 SächsGemO.

§ 12  
Bedienstete

(1) Der Zweckverband stellt zur Erfüllung seiner Aufga-
ben hauptamtliche Bedienstete ein. Konkrete Entscheidun-
gen werden jeweils mit der Stellenübersicht als Teil des zu 
beschließenden Wirtschaftsplanes getroffen.

(2) Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäfts-
führer der Bediensteter des Zweckverbandes ist.

(3) Der Geschäftsführer hat den Verbandsvorsitzenden 
über alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes zu un-
terrichten. Durch eine Zuständigkeitsordnung können dem 
Geschäftsführer Aufgaben aus dem Zuständigkeitsbereich 
des Verbandsvorsitzenden zur dauernden Erledigung über-
tragen werden.

(4) Der Geschäftsführer unterzeichnet ohne Angabe ei-
nes Vertretungsverhältnisses.

III. 
Wirtschafts- und Finanzverfassung

§ 13  
Wirtschaftsführung und Finanzwesen

(1) Für die Wirtschaftsführung, das Rechnungswesen 
und die Jahresabschlussprüfung des Zweckverbandes fin-
den unter Maßgabe des § 58 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 SächsKomZG 
die für die Wirtschaftsführung, das Rechnungswesen und 
die Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe geltenden 
Vorschriften entsprechend Anwendung.

(2) Das Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 14  
Deckung des Finanzbedarfs

(1) Der Verband kalkuliert seine Leistungen und Liefe-
rungen kostendeckend.

(2) Der Verband erhebt Beiträge und Gebühren gem. 
§§ 2, 9 ff und 17 ff SächsKAG.

(3) Der durch die Einnahmen nicht gedeckte Finanz-
bedarf im Bereich Trinkwasser wird durch Beschluss der 
Verbandsversammlung auf die Verbandsmitglieder ent-
sprechend ihrer Einwohnerzahl (gem. §  125 SächsGemO) 
unter Beachtung des räumlichen Wirkungskreises umgelegt. 
Der durch die Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf im 
Bereich Abwasser wird durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung auf die Gemeinde Lohmen umgelegt. Die Höhe 
der Umlagen ist in der Haushaltssatzung für jedes Jahr fest-
zulegen, sie soll getrennt für den Erfolgsplan und den Liqui-
ditätsplan festgesetzt werden.

§ 15  
Prüfungswesen

Zur Wahrnehmung der Aufgaben der örtlichen Prüfung 
bedient sich der Zweckverband eines anderen kommunalen 
Rechnungsprüfungsamtes, eines Wirtschaftsprüfers oder 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

IV. 
Satzungsänderung, Aufnahme bzw. Ausscheiden 

von Mitgliedern, Auflösung des Verbandes

§ 16  
Satzungsänderung

(1) Beschlüsse über die Änderung der Verbandssatzung 
beschließt die Verbandsversammlung einstimmig; sie bedür-
fen der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde.

(2) Der Erlass, die Änderung und die Aufhebung sonsti-
ger Satzungen werden von der Verbandsversammlung ein-
stimmig beschlossen.

§ 17  
Aufnahme und Ausscheiden von Mitgliedern

(1) Die Verbandsversammlung entscheidet über die Auf-
nahme neuer Mitglieder auf deren Antrag.

(2) Die Bedingungen der Aufnahme, insbesondere in 
Hinblick auf die Übernahme der einzubringenden Anlagen, 
werden von der Verbandsversammlung festgelegt.

(3) Die Verbandsversammlung entscheidet über den 
Ausschluss und das Ausscheiden von Mitgliedern gem. § 8 
Abs. 2 Nr. 2 einstimmig.

(4) Das Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes ist nur 
zum Ende des darauffolgenden Wirtschaftsjahres zulässig. 
Das ausscheidende Verbandsmitglied haftet für die bis zu 
seinem Ausscheiden entstandenen Verbindlichkeiten. Die 
Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde ist erforderlich.

(5) Die Bedingungen des Ausscheidens, insbesondere 
im Hinblick auf die Übernahme von Verbandsvermögen, wer-
den von der Verbandsversammlung festgelegt.

§ 18  
Auflösung des Verbandes

(1) Zur Auflösung des Verbandes ist eine Mehrheit von 
mindestens drei Viertel der Stimmen der Mitglieder der Ver-
bandsversammlung erforderlich.

(2) Im Falle der Auflösung des Zweckverbandes erfolgt 
die Verteilung des Vermögens und der Verbindlichkeiten ge-
trennt nach Trinkwasser und Abwasser auf die Verbandsmit-
glieder nach dem geltenden Umlageschlüssel zum Zeitpunkt 
der Auflösung.

(3) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckver-
band aus, ohne dass dadurch der Zweckverband aufgelöst 
wird, so gilt § 18 Abs. 2 entsprechend.

(4) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf der Ge-
nehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde.
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V. 
Schlussbestimmungen

§ 19 
Öffentliche Bekanntmachung

(1) Die öffentlichen Bekanntmachungen des Zweck-
verbandes erfolgen, sofern bundes- oder landesrechtlich 
nichts Anderes geregelt ist, für die Gemeinde Lohmen im 
„Basteianzeiger – Amtsblatt der Gemeinde Lohmen“ und für 
die Stadt Stadt Wehlen in der „Wehlener Rundschau – Mittei-
lungsblatt der Stadtverwaltung Stadt Wehlen“.

(2) Sind Pläne oder zeichnerische Darstellungen, ins-
besondere Karten, Bestandteile einer Satzung, können sie 
dadurch öffentlich bekannt gemacht werden, dass
1.	 ihr wesentlicher Inhalt in einer Bekanntmachung gemäß 

§ 19 Abs. 1 umschrieben wird,
2.	 sie an einer bestimmten Verwaltungsstelle zur kosten-

losen Einsicht durch jedermann während der Sprech-

zeiten, mindestens aber wöchentlich 20 Stunden für die 
Dauer von mindestens zwei Wochen ausgelegt werden 
und

3.	 hierauf in der Bekanntmachung hingewiesen wird.

(3) Für die ortsübliche Bekanntgabe von Ort, Zeit und 
Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen sowie für die sons-
tigen ortsüblichen Bekanntgaben des Verbandes gelten die 
Regelungen des Absatzes 1 entsprechend, sofern bundes- 
oder landesrechtlich nichts Anderes geregelt ist.

§ 20  
Inkrafttreten

Die vorstehende Neufassung der Verbandssatzung tritt 
zum 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verbandssat-
zung vom 01.09.2010 mit allen späteren Änderungen außer 
Kraft.

Lohmen, 18.11.2025

Großmann 
Verbandsvorsitzende
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